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Kreis Lippe 
 
138 Beirat bei der unteren Naturschutzbehörde des 

Kreises Lippe 
 
13. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Naturschutz-
behörde des Kreises Lippe 
 
Die 13. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Natur-
schutzbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Dienstag, den 21.03.2017, um 15:30 Uhr 
 

im Kreishaus, Raum 404 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungster-
min am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 20.02.2017 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Naturschutzbehörde 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
 
 
 
139 Schau der Gewässer II. Ordnung / sonstige 

Gewässer im Kreis Lippe 
 
Gemäß § 95 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) vom 25.06.1995 ( 
GV NRW S. 926 ) in der zurzeit gültigen Fassung führt der 
Kreis Lippe als untere Wasserbehörde die Gewässerschau 
an folgenden fließenden Gewässern durch. 
 
In der Zeit vom 21.03.2017 – 06.04.2017 werden folgende 
Gewässer geschaut: 
 
Gewässer Kommune 

Länge 
Tag/Uhrzeit Treffpunkt 

 
Istruper 

Bach 
Blomberg 

6,8 km 
Di 21.03.2017 

8.30 Uhr 
 

Dorfgemein-
schaftshaus 
Mossenberg, 
Talstraße 69 

Glimke Bad Salzuf-
len 

6,2 km 

Mi 
22.03.2017 

8.30 Uhr 
 

Zufahrt 
Pecherhof 

 
 
 
 
 
 

 
Rethlager 

Bach 
Detmold + 

Lage 
5,8 km 

 

Do 
23.03.2017 

8.30 Uhr 

Detmold: Pivi-
tsheide V.L. 

Ende Quellen-
straße 

Lage: Weber-
straße gegen-
über Haus Nr. 

81 (Im An-
schluss an die 

Gewässer-
schau Rethla-
ger Bach Det-

mold) 
 

Siekbach Oerlinghau-
sen + 

Leopoldshöhe 
2,4 km 

Di 28.03.2017 
8.30 Uhr 

Oerlinghausen: 
Im Macken-

bruch bei Haus 
Nr. 2 

Leopoldshöhe: 
Im Macken-

bruch bei Haus 
Nr. 40 a  (Im 
Anschluss an 
die Gewässer-

schau Siekbach 
Oerlinghausen) 

 
Pansbach Leopoldshöhe 

3,1 km 
Di 28.03.2017 

11.00 Uhr 
Westring direkt 

hinter Bahn-
übergang 

 
Ilsenbach Lügde 

5 km 
Mi 

29.03.2017 
9.00 Uhr 

Rischenau 
Hauptstraße, 
Parkplatz am 

Fried-
hof/Denkmal 

 
Hassel-

bach 
Detmold 
6,5 km 

Di 04.04.2017 
8. 30 Uhr 

Pivitsheider 
Straße, Park-
platz Mesche-

see 
 

Bohnen-
bach 

Schieder-
Schwalen-

berg 
4,1 km 

Do, 
06.04.2017 

8.30 Uhr 

Siekholz, Park-
platz Rehberg-

weg 
 

  
Die Schautermine werden hiermit gem. § 95 Abs. 2 LWG 
öffentlich bekanntgegeben. Den Unterhaltungspflichtigen, 
den Eigentümern, den Anliegern, den zur Benutzung der 
Gewässer Berechtigten, den Fischereiberechtigten und der 
Unteren Naturschutzbehörde wird Gelegenheit zur Teil-
nahme an den Schauterminen und zur Äußerung gegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
Kuhlemann 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Stadt Barntrup 
 
140 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat 

der Stadt Barntrup gem. § 45 Kommunalwahl-
gesetz im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG 
NW) 

 
Die bei der Kommunalwahl am 25.5.2014 für Bündnis 
'90/Die Grünen gewählte Bewerberin, Frau Christel Wal-
termann, hat durch Erklärung gem. §§ 37, 38 Kommunal-
wahlgesetz mit Ablauf des 28.02.2017 auf ihren Sitz als 
Vertreterin im Rat der Stadt Barntrup verzichtet. 
 
Hiermit stelle ich gem. § 45 KWahlG fest, dass Herr Björn 
Beyer nach der Reserveliste von Bündnis '90/Die Grünen 
mit Wirkung vom 01.03.2017 in den Rat der Stadt Barntrup 
gewählt ist. 
 
Gemäß § 45 Abs. 2 KWahlG erfolgt hiermit die öffentliche 
Bekanntmachung. 
 
Gegen die Feststellung der Ersatzbestimmung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erhoben 
werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Barntrup, den 22.02.2017  
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung der Stadt Barntrup  
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Stadt Blomberg 
 
141 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/07/2 

"Hamburger Berg" der Stadt Blomberg hier: 
Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Un-
terrichtung der Öffentlichkeit im beschleunig-
ten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 15. Februar 2017 
die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/07/2 und die 
Durchführung des erforderlichen Beteiligungsverfahrens 
beschlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Änderung der Ge-
schossigkeit (2-geschossig statt 1-geschossig als Höchst-
grenze), der Anzahl der Wohneinheiten pro Haus und eine 
Anpassung der Traufhöhe.  
 
Das Plangebiet betrifft das Flurstück 2165 der Flur 9 in der 
Gemarkung Blomberg (tlw.). 
 
1) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/07/2 im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenom-
men. 
 

2) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleu-
nigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert wird. Es wird 
ferner darauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 
BauGB von dem Umweltbericht gem. § 2a BauGB und 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind 
sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10 Abs. 4 BauGB abgesehen wird. Eine Überwachung 
der Umweltauswirkungen gem. § 4c BauGB ist gem. § 
13 Abs. 3 BauGB nicht vorgesehen. Eine Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung ist nicht erforderlich. 

 
3) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-

kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
verzichtet wird. 

 
4) In Verbindung mit  § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 

Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 

 
5) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 

Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonsti-
gen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben. 

 
Hiermit wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt gemacht, 
dass der Entwurf einschließlich Begründung in der Zeit 
vom 
 
20. März bis zum 19. April 2017 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
 

 
Während der o.g. Zeit können Stellungnahmen schriftlich 
eingereicht oder zu Protokoll gegeben werden. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Nicht fristgerecht 
eingereichte Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
01/07/2 unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird mit Bezug auf § 3 Abs. 1 Satz 2 BauGB darauf hin-
gewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche Teil der Öf-
fentlichkeit sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.  
 
Die Lage des Plangebietes ist dem beigefügten Über-
sichtsplan zu entnehmen. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, 16. Februar 2017 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Stadt Detmold 
 
142 Inkrafttreten der Satzung gem. § 35 BauGB 
 
19-04 „Schwarzenbrinker Straße / Bielefelder Straße“  
Ortsteil:  Heidenoldendorf 
Plangebiet: Zwischen Bielefelder Straße und Has-

selbach 
 
Die o. g. Satzung gem. § 35 BauGB ist vom Rat der Stadt 
Detmold in seiner Sitzung am 16.02.2017 gem. § 10 Bau-
gesetzbuch als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung die Satzung gem. § 35 BauGB 
 
19-04 „Schwarzenbrinker Straße / Bielefelder Straße“ 
Ortsteil:  Heidenoldendorf 
Plangebiet: Zwischen Bielefelder Straße und Has-

selbach 
 
rechtsverbindlich.  
 
Die Satzung wird mit der Begründung im Fachbereich 6, 
Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-
Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- u. Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 20.02.2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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143 Aufstellung mit Erweiterung des Plangebietes 

des Bebauungsplanes 01-66A/I „Arminstraße 
Ost/I“, 1. (beschleunigte) Änderung 

 Ortsteil: Detmold Nord 
 Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße 

und Eisenbahnlinie im Bereich Kronenplatz 
 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 20.04.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss mit Plangebietserweiterung): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
 
I. gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-66A/I „Arminstraße Ost/I“, 
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße und 

Eisenbahnlinie im Bereich   
Kronenplatz 

 
II. die Erweiterung des Plangebietes des o. g. Bebau-

ungsplanes im Rahmen des Änderungsverfahrens. 
 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich. 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold, Ferdi-
nand-Brune-Haus, Rosental 21, Hintergebäude, eingese-
hen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 20.04.2016 über die Aufstellung und 
Erweiterung des Plangebietes im Rahmen des Änderungs-
verfahrens des 
 
Bebauungsplanes 01-66A/I „Arminstraße Ost/I“, 
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße und 

Eisenbahnlinie im Bereich   
Kronenplatz 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB)  
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 02.03.2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
i. V. Hilker 
Erster Beigeordneter 
und allgemeiner Vertreter 
 
 
gez. Hilker 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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144 Offenlegung des Entwurfs und Änderung des 

Änderungsgebietes des Bebauungsplanes 01-
66A/I „Arminstraße Ost/I“, 1. (beschleunigte) 
Änderung 

 Ortsteil: Detmold Nord 
 Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße 

und Eisenbahnlinie im Bereich Kronenplatz 
 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) i.V.m. § 3 (2) Baugesetzbuch 
(BauGB) bekannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadt-
entwicklung der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
08.03.2017 gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen die Änderung des Plangebietes 
und den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit folgendem 
Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbeschluss und Plange-
bietsänderung): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt  
 
I.  die Änderung des mit Aufstellungsbeschluss vom 

20.04.2016 festgelegten Änderungsgebietes für den   
 
Bebauungsplan 01-66A/I „Arminstraße Ost/I“, 
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße und  

Eisenbahnlinie im Bereich   
Kronenplatz 

II.  gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des o. g. Bebauungs-
planes und diesen offen zu legen. 

 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 

20.03.2017 bis einschließlich 21.04.2017 

beim Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt  
Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental, 1. Etage, Hin-
tergebäude, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 
17:30 Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffent-
lich ausliegt.  

Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 

Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Fachbereich Stadtentwicklung, 32754 Detmold 
gerichtet oder zur Niederschrift im Ferdinand-Brune-Haus, 
Rosental 21, 1. Etage, Hintergebäude, Zimmer 
«Zimmer_Nr», vorgebracht werden. Darüber hinaus be-
steht auch die Möglichkeit, Stellungnahmen in elektroni-
scher Form über die Internetseite der Stadt Detmold 
www.bauleitplanung-detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ 
abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
 
 
 

 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, 
die in den Anwendungsbereich des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung fallen. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB wird von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 08.03.2017 über die Plangebietsände-
rung und den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 01-66A/I „Arminstraße Ost/I“, 
1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: zwischen Industriestraße und  

Eisenbahnlinie im Bereich   
Kronenplatz 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 2 (1) i.V.m. 
§ 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt ge-
macht. 

Detmold, 09.03.2017 

Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
i. V. Hilker 
Erster Beigeordneter 
und allgemeiner Vertreter 
 
 
gez. Hilker 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Gemeinde Extertal 
 
145 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde Extertal für 
das Wirtschaftsjahr 2015 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat am 15.12.2016 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2015 
festgestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Von dem Jahresüberschuss 2015 i. H. v. 787.297,37 € er-
folgte im Wirtschaftsjahr 2015 eine Vorabausschüttung i. H. 
v. 800.000,00 €. Unter Berücksichtigung des Verlustvortra-
ges von 270.659,65 € verbleibt ein Bilanzverlust von 
283.362,28 €. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden im Verwaltungs-
gebäude Rathaus Extertal, Mittelstr. 36, 1. Obergeschoss, 
Raum 120, 32699 Extertal, aus. 
 
Der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer der Wirtschaftsbetriebe Extertal. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2015 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WIBERA AG, 
Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 22.11.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
An die Wirtschaftsbetriebe Extertal, Extertal 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Extertal, Extertal für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit  
 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft WIBERA AG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt da-
bei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 09.02.2017 
 
GPA NRW   (Siegel) 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Gemein-
de Extertal für das Wirtschaftsjahr 2015 sowie der Ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen werden gemäß § 13 Abs. 1 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Extertal vom 13.01.2016 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung NW vom 
16.11.2004 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
Extertal, 15.02.2017 
 
 
gez. 
(Monika Rehmert) 
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Bürgermeisterin 
Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 

 

Stadt Lage 
 
146 Pflichtprüfung des Städt. Abwasserbetriebs 

Lage für das Geschäftsjahr 2015 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 14. De-
zember 2016 den Jahresabschluss und den Lagebericht 
zum 31. Dezember 2015 festgestellt und über die Gewinn-
verwendung wie folgt beschlossen: 
 
"Der Jahresgewinn wird mit einer Höhe von 1.895.257,58  

Euro festgestellt. 
 

Er wird in Höhe von 1.395.257,58 Euro an die Stadt Lage 
ausgeschüttet. 

 
Jahresabschluss und Lagebericht werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Sie werden bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2016 bei der Stadt Lage, im Verwaltungs-
gebäude Feldstraße 6, Zimmer 1.07, 32791 Lage, während 
der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme verfüg-
bar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Städtischer Abwasserbetrieb 
Lage. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2015 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Concunia GmbH, Münster, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 21.09.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers“ 
 
An den Städtischen Abwasserbetrieb Lage, Lage: 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Städtischen Abwasserbetriebs Lage für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundla-
ge der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung sowie über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung gemäß § 106 
GO NRW und nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit  
 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontroll-systems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 23.12.2016 
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Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden 
Fassung wird hiermit die Feststellung des Jahresabschlus-
ses, die Verwendung des Jahresgewinns sowie der Prü-
fungsvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW veröf-
fentlicht. 
 
Lage, den 22. Februar 2017 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
147 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Alten Hansestadt Lemgo 
für das Haushaltsjahr 2017 

 
1. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. 
NRW. S. 966), in Kraft getreten am 29. November 2016, 
hat der Rat der Stadt Lemgo mit Beschluss vom 27. Febru-
ar 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
    102.465.333 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    107.443.160 EUR 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf   103.073.731 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf   110.096.492 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf       3.798.146 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf       7.942.885 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf   32.258.834 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf   26.553.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2a 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Inves-
titionen erforderlich ist, wird auf  
      6.250.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 2b 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Inves-
titionen im Rahmen der  
Konzernfinanzierung erforderlich ist,  
wird auf    26.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 

 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
              560.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf                                         4.977.827 EUR 
und die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf                                                0 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
                            60.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind für das 
Haushaltsjahr 2017 durch eine Hebesatzsatzung festge-
setzt worden: 
 
1. Grundsteuer 2017 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe   
(Grundsteuer A) auf    253 v. H. 
1.2 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf    480 v. H. 
Die Grundsteuer B beinhaltet auch die Leistungen für Stra-
ßenreinigung und Winterdienst. 
 
2. Gewerbesteuer 2017 auf   435 v. H. 
 

§ 7 
 

entfällt 
 

§ 8 
 
1. Die im Stellenplan mit "k. w." (künftig wegfallend) oder 
"k. u." (künftig umzuwandeln) vermerkten Stellen für Be-
amte und tariflich Beschäftigte fallen beim Freiwerden weg 
bzw. werden unter Beachtung der durch Tarifrecht festge-
legten Eingruppierungsmerkmale umgewandelt. 
 
2. Wird einem/einer Beamten/Beamtin ein Amt mit höhe-
rem Endgrundgehalt verliehen, so kann er/sie mit Rückwir-
kung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle 
eingewiesen werden, soweit er/sie während dieser Zeit die 
Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichartigen 
Amtes tatsächlich wahrgenommen hat und die Planstelle, 
in die er/sie eingewiesen wird, besetzbar war. 
 
3. Zur flexiblen Stellenbewirtschaftung können während 
des Haushaltsjahres insbesondere im Rahmen der Wie-
derbesetzung von Stellen Beamtenstellen mit vergleichba-
ren Tarifbeschäftigten und Stellen von Tarifbeschäftigten 
mit Beamten besetzt werden. Soweit von dieser Ermächti-
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gung Gebrauch gemacht wird, ist der Stellenplan für das 
folgende Haushaltsjahr entsprechend anzupassen. 
 

§ 9 
 
Bestimmungen über Deckungsfähigkeit und De-
ckungsvermerke zum Haushaltsplan  
 
Deckungsfähigkeit nach § 21 GemHVO 
Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung können Erträ-
ge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen zu 
Budgets verbunden werden. In allen Budgets ist die Sum-
me der Erträge und die Summe der Aufwendungen für die 
Haushaltsführung verbindlich (§ 21 Abs. 1 GemHVO). Die 
Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung 
des Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit führen. Es 
werden folgende Budgets gebildet: 
 
1. Sonderbudgets für: 
a. die Personal- und Versorgungsaufwendungen / 
b) -auszahlungen (ohne Honorare 5019/7019), 
c) die Aufwendungen / Auszahlungen für die Mieten und 

Nebenkosten an die Gebäudewirtschaft Lemgo (GWL) 
einschließlich der Nebenkostennachzahlungen und  

d) die Aufwendungen / Auszahlungen für die Abrechnun-
gen mit den Städtischen Betrieben Lemgo (SBL). 

2. Budgets für 
a. jeden einzelnen Geschäftsbereich laut Organigramm 
b. die Stäbe und  
c. den Personalrat, Gleichstellung und örtliche Rech-

nungsprüfung. 
 
Unechte Deckungsfähigkeit mit Zweckbindung: 
 
Zweckgebundene Mehrerträge / Mehreinzahlungen können 
für entsprechende zweckgebundene Mehraufwendungen / 
Mehrauszahlungen verwendet werden. Dies gilt auch für 
Ein- und Auszahlungen für Investitionen (§ 21 Abs. 2 
GemHVO). Die Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen 
gelten nicht als überplanmäßige oder außerplanmäßige 
Aufwendungen / Auszahlungen. 
 
Stehen Aufwendungen / Auszahlungen zweckgebundene 
Erträge / Einzahlungen, insbesondere Zuweisungen des 
Landes gegenüber, dürfen die Aufwendungen / Auszahlun-
gen erst dann geleistet werden, wenn die Erträge / der Ein-
gang der Einzahlungen rechtlich und tatsächlich gesichert 
sind.  
 
Unechte Deckungsfähigkeit ohne Zweckbindung: 
 
Unerhebliche Mehrerträge / Mehreinzahlungen können für 
entsprechende Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen 
nach Genehmigung durch den Kämmerer verwendet wer-
den (§ 2 Ziffer 11 Zuständigkeitsordnung).  
 
Stehen diesen Aufwendungen / Auszahlungen entspre-
chende Erträge / Einzahlungen gegenüber, dürfen die Auf-
wendungen / Auszahlungen erst dann geleistet werden, 
wenn die Erträge / der Eingang der Einzahlungen rechtlich 
und tatsächlich gesichert sind.  
 
Ausnahmen von der Deckungsfähigkeit: 
a. Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begünstig-

tes Konto zu einem zweckgebundenen Ertrag und einer 
zweckgebundenen Einzahlung gehören und   

b. Verfügungsmittel nach § 15 GemHVO. 
 
 

 
 
 
Verpflichtungsermächtigungen :  
 
Diese können mit Genehmigung des Stadtkämmerers gem. 
§ 13 Abs. 2 GemHVO auch für andere Investi-
tionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. Der im 
§ 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen darf nicht überschritten 
werden. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Nach öffentlicher Bekanntgabe im Kreisblatt Lippe vom 
10.11.2016 hat der Entwurf der Haushaltssatzung mit allen 
Anlagen gem. § 80 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496), in Kraft getreten am 04. Juli 2015, öf-
fentlich bis zum Abschluss des Beratungsverfahrens im Rat 
zur Einsichtnahme ausgelegen. 
In der Bekanntgabe ist darauf hingewiesen worden, dass 
gegen den Entwurf Einwohner und Abgabepflichtige inner-
halb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung 
Einwendungen erheben können. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 Abs. 
5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 28.02.2017 
angezeigt worden.  
 
Der Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde hat mit Verfügung vom 28.02.2017 das An-
zeigeverfahren gem. § 80 Abs. 5 S. 4 GO NRW abge-
schlossen. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 11.03.2017 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. 
§ 96 Abs. 2 GO NRW in der Kämmerei, Papenstraße 9, 
Zimmer 117, öffentlich aus und ist im Internet unter der Ad-
resse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. No-
vember 2016 (GV. NRW. S. 966), in Kraft getreten am 29. 
November 2016, beim Zustandekommen dieser Satzung 
(ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-
ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Haus-
haltssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für das Haus-
haltsjahr 2017 wird auf der Internetseite der Stadt Lemgo 
http://www.lemgo.net/105.html zugänglich gemacht. 
 
Lemgo, den 01.03.2017 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
 
 
 
148 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Alten Hansestadt Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat aufgrund des § 7 
Abs. 3 i.V.m. § 41 Abs. 1 S. 2 Buchst. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), am 
27.02.2017 mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Ratsmitglieder die folgende 5. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Alten Hansestadt Lemgo vom 
26.10.2010 beschlossen: 
 
(Hinweis: 1. Änderungssatzung am 19.12.2011, 2. Ände-
rungssatzung am 15.04.2013, 3. Änderungssatzung am 
03.07.2014, 4. Änderungssatzung am 20.10.2014) 
 
Artikel I 
 
§ 15 (4) Buchstabe a erhält folgenden Wortlaut: 
 
a. Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Re-

gelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich keine 
finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstun-
densatz wird auf den jeweils gültigen gesetzlichen Min-
destlohn festgesetzt. 

 
§ 15 (4) Buchstabe f erhält folgenden Wortlaut: 
 
f. In keinem Fall darf der Verdienstausfall den Höchstbe-

trag von 80,00 EUR je Stunde überschreiten. 
 
§ 15 (4) Buchstabe g wird zu Absatz 5 und erhält folgenden 
Wortlaut: 
 
(5) Stellvertretende Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

nach § 67 Abs. 1 GO NRW und Fraktionsvorsitzende - 
bei Fraktionen mit mindestens 8 Mitgliedern auch ein 
stellvertretender Vorsitzender, mit mindestens 16 Mit-
gliedern auch 2 stellvertretende Vorsitzende und mit 
mindestens 24 Mitgliedern auch 3 stellvertretende Vor-
sitzende - erhalten neben den Entschädigungen, die 
den Ratsmitgliedern nach § 45 GO NRW zustehen, ei-

ne Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung (§ 46 GO NRW). 

 
 
§ 15 (6) wird neu eingefügt und erhält folgenden Wortlaut: 
 
(6) Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüs-

sen des Rates grundsätzlich eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung nach § 46 Satz 1 Nr. 2 GO NRW 
i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 6 EntschVO erhalten, werden fol-
gende Ausschüsse des Rates der Alten Hansestadt 
Lemgo ausgenommen: 

• Ortsausschuss Brake 
• Ortsausschuss Brüntorf, Matorf-Kirchheide, 

Welstorf 
• Ortsausschuss Entrup-Leese 
• Ortsausschuss Hörstmar-Trophagen 
• Ortsausschuss Lieme 
• Ortsausschuss Lüerdissen 
• Ortsausschuss Voßheide-Wiembeck 
• Ortsausschuss Wahmbeck 
• Rechnungsprüfungsausschuss 
• Gleichstellungskommission 
• Ausschuss für Kultur und Tourismus 
• Sportausschuss 
• Sozialausschuss 
• Umweltausschuss 
• Schulausschuss 
• Jugendhilfeausschuss 
• Gemeinsamer Betriebsausschuss 
• Verkehrsausschuss 
• Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung 

 
Artikel II 
 
§ 21 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Alten Hansestadt 

Lemgo, die durch Rechtsvorschriften vorgeschrieben 
sind, werden vollzogen im Kreisblatt - Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden -.  
Dies gilt auch für Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen des Rates der Stadt. 

 
(2) Die öffentliche Bekanntmachung über Zeit, Ort und Ta-

gesordnung der Sitzungen des Rates erfolgt zudem 
durch Aushang an der Bekanntmachungstafel der Alten 
Hansestadt Lemgo im Rathaus, Marktplatz 1, 32657 
Lemgo. Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs 
sind die in der Geschäftsordnung festgelegten La-
dungsfristen zu beachten. Die Abnahme darf frühestens 
am Tage nach der Ratssitzung erfolgen. Für die 
Rechtswirksamkeit der Bekanntmachung ist der Aus-
hang an der Bekanntmachungstafel nicht erforderlich. 

 
(3) Sind öffentliche Bekanntmachungen in der festgelegten 

Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwend-
barer Ereignisse nicht möglich, so genügt es, wenn die 
Bekanntmachungen durch Aushang an der Bekannt-
machungstafel der Alten Hansestadt Lemgo im Rat-
haus, Marktplatz 1, 32657 Lemgo und am Zeughaus, 
Papenstraße 9, 32657 Lemgo erfolgen. Der Aushang 
erfolgt bis zum Ablauf des Erscheinungstages des 
Kreisblattes – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden -, in dem die Bekanntmachun-
gen nachrichtlich nachgeholt werden bzw. bis zum Ab-
lauf des Tages, an dem die Bekanntmachungen gegen-
standslos geworden sind.  
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Artikel III 
 
Die 5. Änderung der Hauptsatzung der Alten Hansestadt 
Lemgo tritt rückwirkend am Tage des Inkrafttretens des 
Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung, 
also am 28.11.2016, in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die  
 
5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Alten Han-
sestadt Lemgo vom 02. März 2017 
 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 02. März.2017 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
 
 
 
149 Amtliche Bekanntmachung Versteigerung von 

Fundsachen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am Freitag, den 
21.04.2017 ab 14:30 Uhr auf dem Hof der Städtischen Be-
triebe Lemgo, Am Bauhof 17, 32657 Lemgo, Fundfahrräder 
und diverse weitere Gegenstände versteigert werden. Die 
Gegenstände können ab 14:00 Uhr besichtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Empfangsberechtigten (Verlierer der Fundsachen) wird 
hiermit Gelegenheit gegeben, ihre Rechte bis zum Verstei-
gerungstermin beim Bürgerbüro der Alten Hansestadt 
Lemgo im Ballhaus (Tel. 05261/213-115) anzumelden. 
 
Lemgo, 23.02.2017 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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Gemeinde Schlangen 
 
150 Kommunalaufsicht; hier: 8. Satzung zur Ände-

rung der Verbandssatzung des Zweckverban-
des Kommunales Rechenzentrum Minden-
Ravensberg/Lippe 

 
Hinweis auf die öffentliche Bekanntmachung. Die obige 
Änderung der Verbandssatzung ist im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Detmold vom 19.12.2016, Nr. 51, S. 295 
ff.  bekannt gemacht worden. 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2017 
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